
Aargau

Ein ehemaliger Polizeioffizier hat Staatsanwalt
SimonBurger angezeigt. Nun gibt der Kanton
eine externeUntersuchung in Auftrag – diese soll
aufzeigen, ob belastendesMaterial gegen Burger
unrechtmässig gesammelt wurde undwarumdas
Innendepartement nicht eingriff.

Kurt Pelda und Fabian Hägler

«Gemäss meinem heutigen Kenntnis-
standgabeskeingezieltesAusspionie-
ren gegen Simon Burger»: Das sagte
RegierungsratDieterEgli vor zweiWo-
chen im Interview mit der AZ. Dabei
gingesumdieFrage, obeinehemaliger
Offizier der Kantonspolizei Aargau
(Kapo), der den Leiter der Staatsan-
waltschaft Zofingen-Kulm angezeigt
hatte,mit illegalenMethodenbelasten-
desMaterial gegen Burger sammelte.

Egli sagteweiter, eshabekeinepoli-
zeilichenErmittlungen imZusammen-
hangmitderAnzeigegegenSimonBur-
ger (SVP) gegeben. Dies hätte ein
Staatsanwalt anordnen müssen – und
das sei nicht geschehen. Für die Zeit
nachEingangderAnzeigedesOffiziers
RolandV. (Namegeändert) stimmtEg-
lis Aussage. Der ausserordentliche
Staatsanwalt, der die Vorwürfe unter-
suchte, hat kein Verfahren eröffnet.

Warumwirdnichtgegenden
Polizistenermittelt?
Fragwürdig ist allerdingsdasVorgehen
vonRolandV. vordiesemZeitpunkt, als
ernochbei derKapoarbeitete.Recher-
chen der AZ legen nahe, dass der Chef
einer Sonderabteilung seine Stellung
als Polizist ausnutzte, um in der Fehde
gegen Staatsanwalt Burger an Beweis-
material für eine Strafanzeige zu kom-
men. Dies führt zur Frage, warum die
Oberstaatsanwaltschaft nicht gegen
den Polizeioffizier ermittelt.

ZumVorgehenvonRolandV. gegen
Burger gehört das Durchsuchen des
Altpapiers in dessen Büro durch eine
unbekannte Person, dasAnzapfen von
Informanten inder Staatsanwaltschaft
und das Sichten von internen E-Mails.
Das Problem dabei: Eigentlichmüsste
RolandV. zuerst dieOberstaatsanwalt-
schaft über seinen Verdacht informie-
ren. Doch das tut er nicht.

Ohne eine Anordnung der über-
geordneten Justizbehörde bewegt sich
Roland V. mit seinen Ermittlungen
ausserhalbdesGesetzes. Sowäreesun-
denkbar, dass die Polizei den Papier-
korb im Büro einer Privatperson ohne
Anordnung der Staatsanwaltschaft
durchsuchen lässt. EinaufdiesemWeg
beschafftesBeweismittelwürdevorGe-
richtnie zugelassen, undselbst einmit-
telmässiger Verteidiger würde es den
Ermittlern umdieOhren schlagen.

Polizeikommandantwusste,dass
eineAnzeigegegenBurgerdrohte
Bei seinemFeldzug gegenBurger han-
delte der Polizeioffizier nicht allein. So
wurden ihm Interna aus der Staatsan-
waltschaft Zofingen-Kulmvon seinem
Stellvertreter zugetragen,dieRolandV.
dann in seine Strafanzeige aufnahm.
DerStellvertreterwiederumerhielt die
Informationen von einem Polizisten,
der als Stagiaire in Zofingen arbeitete.
Ausserdem lud der Stellvertreter ein
Dokumentherunter, dasRolandV. sei-
ner Strafanzeige beilegte. Der Polizei-
offizier lag schon längermitdemStaats-
anwalt imClinch, dies unter anderem,
weilBurgermehrfachdasVorgehender
Polizei bei FestnahmenundPersonen-

kontrollenkritisiert hatte.Undauch für
Polizeikommandant Michael Leupold
kanndieEskalationdesKonflikts keine
Überraschung gewesen sein: Erwurde
schon vor Jahren darüber informiert,
dass Roland V. und sein Stellvertreter
mit einerAnzeige gegenBurgerwegen
Amtsmissbrauchs und falscher
Anschuldigung drohten.

HatPolizistRolandV. imDienst
dasGesetzgebrochen?
An der Frey-Herosé-Strasse in Aarau,
demSitzdes Innendepartements, pfei-
fen die Spatzen vondenDächern, dass
sich die Geschichte zu einem Skandal
auswachsen könnte. In den Büros des
Departements werden nicht nur Ver-
dächtigungenausgesprochen, sondern
auchverschriftlicht.Man stellt sichdie
Frage, ob der imSommer 2021 aus der
Polizei ausgeschiedeneOffizierdasGe-
setz imDienst gebrochen hat.

DieStrafbehördensindverpflichtet,
«im Rahmen ihrer Zuständigkeit ein
Verfahreneinzuleitenunddurchzufüh-
ren, wenn ihnen Straftaten oder auf
StraftatenhinweisendeVerdachtsgrün-
de bekannt werden». Zuständig wäre
in diesem Fall die Oberstaatsanwalt-
schaft unter Leitung von Philipp Um-
bricht (FDP),diewiederumdemInnen-
departement unterstellt ist.

DochUmbrichtunternimmtnichts,
obwohldieVorgabender Strafprozess-
ordnung eindeutig sind. Die meisten
VorwürfegegendenPolizeioffizier sind
demLeitendenOberstaatsanwalt bes-
tensbekannt.TrotzdemliessUmbricht
keine Ermittlungen einleiten. Warum
gibt es keinVerfahrengegenRolandV.?
Die Oberstaatsanwaltschaft rechtfer-
tigt sichmit demHinweis, es liegekein
ausreichender Tatverdacht vor.

ZürcherAnwaltskanzlei führt
eineexterneUntersuchungdurch
Allerdings sei eineAdministrativunter-
suchung extern in Auftrag gegeben
worden. Je nach Ergebnis werde die
Oberstaatsanwaltschaft die Frage des
Tatverdachts danach erneut prüfen.
Justizdirektor Egli sagte vor zwei Wo-

chen, wie Unterlagen und Informatio-
nen fürdieAnzeigevonPolizistRoland
V.gegenStaatsanwalt SimonBurgerbe-
schafftworden seien,werde zurzeit im
Detail untersucht. Durchgeführt wird
diese Untersuchung nach Informatio-
nenderAZvoneinerZürcherAnwalts-
kanzlei.Diese soll dieUmständeabklä-
ren,die zurStrafanzeigedesdamaligen
Polizeioffiziers geführt haben,wieSan-
draOlar, Sprecherindes Innendeparte-
ments, auf Anfrage bestätigt.

«Konkret geht esumdasZustande-
kommenderStrafanzeigeunddieHer-
kunft der darin enthaltenen Informa-
tionen und Unterlagen.» ImWeiteren
erfolgen laut der Sprecherin auch Ab-
klärungen zum Umfang der Anzeige-
pflicht von Polizeiangehörigen.
Schliesslich soll die Anwaltskanzlei
auch die Rolle und das Verhalten der
Aufsichtsinstanzen untersuchen.

Polizist zeigteauchStaatsanwältin
BarbaraLoppacheran
RolandV. zeigtenichtnurBurger an, er
trugauchangeblichbelastendesMate-
rial gegen die Leitende Staatsanwältin
von Lenzburg-Aarau, Barbara Loppa-
cher (SP), zusammen.Auch ihrwirftder
ehemalige Polizeioffizier Amtsmiss-
brauch und Ehrverletzung vor. Dabei
geht es um eine von Roland V. ange-
führte Fahrt der Polizei vom Aargau
nachDeutschland, bei der verdächtige
Personen observiert wurden. Loppa-
cher beschwert sich in der Folge, dass
sie diese Grenzüberschreitung aus-
drücklichverbotenhabe.RolandV. be-
streitet dasundbezichtigt die Staatsan-
wältinderLüge.Dabei verlautetdamals
aus Kreisen der Kantonspolizei, dass
die Observation nur höchstens bis zur
Grenze genehmigt worden sei.

DenVogel schiesstRolandV. ab, als
ermit seiner Strafanzeige eingefälsch-
tesE-Mail vonLoppacher als «Beweis-
mittel» einreicht. Dieses E-Mail sieht
auswieecht, nur enthält es vielweniger
Text als dasOriginal und auch die For-
matierungwurdeverändert.Hier steht

derVorwurfderUrkundenfälschung im
Raum,was bis zu fünf JahreGefängnis
nach sich ziehen kann. Im E-Mail be-
klagte sich Staatsanwältin Loppacher
über dieMissstände im Innendeparte-
ment und das damit zusammenhän-
gende Mobbing gegen sie und Staats-
anwaltBurger. SämtlichedieserÄusse-
rungen wurden in der gefälschten
Version des E-Mails weggelassen.

Auch wenn Roland V. eine Fäl-
schung als Beweismaterial verwendet
hat, heisst das aber nicht, dass derVer-
dachtautomatischauf ihn fällt.Er stand
nämlichnicht aufderVerteilerlistedes
E-Mails und erhielt das Schreiben viel-
mehr von einer Drittperson. Als Emp-
fänger aufgeführt sind führendeKöpfe
im Innendepartement und in den
Staatsanwaltschaften, darunter Gene-
ralsekretär Hans-Peter Fricker, Ober-
staatsanwaltPhilippUmbrichtunddes-
senStellvertreterDanielVonDäniken.

Polizeioffizierhatteoffenbar
Helfer imInnendepartement
Dabei stellen sichdrei Fragen:Werhat-
te ein Interesse, das E-Mail an Roland
V. weiterzugeben?Wer hat das Schrei-
ben gefälscht? Und wer hat heute ein
Interesse daran, eine Strafuntersu-
chung gegen den ehemaligen Polizei-
offizier zu verhindern? Dass das E-
Mail – inwelcherFormauch immer – zu
Roland V. gelangt ist, zeigt jedenfalls,
dass er nicht allein handelt.

Vielesdeutetdaherdaraufhin, dass
der Polizeioffizier Helfer im Departe-
ment hatte, um belastendes Material
gegen Loppacher und Burger zusam-
menzutragen. Es handelt sich hier also
nicht um die Aktion eines einzelnen
ausser Kontrolle geratenen Polizisten.
Auf Anfrage bestreitet Roland V. kate-
gorisch, E-Mails gefälscht zu haben.
VonwemerdasSchreibenerhaltenhat,
will er mit Verweis auf das Amtsge-
heimnis nicht verraten.

Apropos Amtsgeheimnis: Textpas-
sagen in der Anzeige vonRolandV. er-
innern verdächtig an ein anonymes

E-Mail, das der «Tages-Anzeiger» lan-
ge vor Einreichung der Anzeige ano-
nym zugestellt bekam. In der Anzeige
wurdenFormulierungen fastwortwört-
lich aus dem anonymen E-Mail über-
nommen, und auch die Argumenta-
tionskettengleichen sich stark. Es ging
dabei umEreignisse, dienur einAmts-
träger kennen konnte.

Dies weckt den Verdacht, dass der
PolizeioffizierRolandV.mit anonymen
E-Mails Amtsgeheimnisse verriet, um
die Staatsanwälte Burger und Loppa-
cher in Misskredit zu bringen. Roland
V. sagtdazunur, erhabekein Interesse,
die Medien in dieser Sache einzuset-
zen.DiemutmasslichenAmtsgeheim-
nisverletzungen werden inzwischen
von einem ausserordentlichen Staats-
anwalt untersucht.

KantonbezahltRechtsanwalt
desehemaligenPolizeioffiziers
Wie das Innendepartement bestätigt,
bezahlte die Kantonspolizei Roland V.
einen Rechtsanwalt, damit sich dieser
gegen angebliche Persönlichkeitsver-
letzungen wehren konnte. Zugleich
wollten ihn die Behörden aber nicht
vomAmtsgeheimnis entbinden.Trotz-
demverrechnetederAnwalt einHono-
rar, weil er Roland V. beim Verfassen
der Strafanzeigebehilflichwar.Weil es
darin fast ausschliesslich um Interna
der Behörden ging, liegt der Verdacht
nahe, dass Roland V. entgegen klarer
AnweisungenAmtsgeheimnissean sei-
nenRechtsanwalt verriet.

DerAnwalt kontert diesenVorwurf
mit demArgument, dass er als Rechts-
vertreter kein«unberechtigterDritter»
sei, gegenüber dem die Bekanntgabe
eines Amtsgeheimnisses verboten
wäre.VordiesemHintergrundergibt es
allerdingswenig Sinn, dass derAnwalt
zuvor einen Antrag gestellt hatte, um
denPolizeioffizier vomAmtsgeheimnis
zuentbinden.LautdemInnendeparte-
ment betraf die Kostengutsprache für
den Anwalt nicht das Verfassen einer
Strafanzeige.

Justizaffäre:KantongibtUntersuchunginAuftrag

Der Leitende Oberstaatsanwalt Philipp Umbricht, Polizeikommandant Michael Leupold und Innendirektor Dieter Egli (von links) sind wichtige Figuren in der Aargauer Justizaffäre. Bild: Fabio Baranzini (Aarau, 7. Mai 2021)

«Konkret gehtes
umdasZustande-
kommender
Strafanzeigeund
dieHerkunftder
darinenthaltenen
Informationen
undUnterlagen.»

SandraOlar
Sprecherin Innendepartement
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Hirnblutung:Werhat
dasBabygeschüttelt?
Vor demBezirksgericht stand ein Paar, dessen gemeinsames Kind
schwereVerletzungen erlittenhat. Sie beschuldigten sich gegenseitig.

Dominic Kobelt

«Schlaf undGeldwaren knapp,
die Beziehung jung, und die
Mutter wollte sich beweisen.»
So fasst der Staatsanwalt die
Ausgangslage aus seiner Sicht
zusammen,diedazugeführtha-
ben soll, dass einemzweiMonte
alten Baby eine Sonde in den
Kopf eingesetztwerdenmusste.
DiesewarwegeneinerHirnblu-
tung nötig, daneben hatte das
Mädchen beide Schienbeine,
denOberarmundsiebenRippen
gebrochen.DieVerletzungen, so
stellten es die Ärzte fest und so
sagte es Gutachterin Stephanie
GrünewaldvorGericht aus,deu-
tetenauf ein«Schüttelereignis»
hin. Doch im Prozess vor dem
Bezirksgericht Zofingen sagten
der Vater wie auch die Mutter,
sie hätten ihre Tochter nie ge-
schüttelt oder fallen gelassen.

Die Staatsanwaltschaft geht
davon aus, dass die Mutter ihr
Kind verletzt hat, dem Vater
wirft sie vor, er hätte die Über-
forderung der Mutter erkennen
und eingreifen müssen. Dem
Kindgehtesmittlerweile soweit
gut.Obes späternochunterden
Folgen zu leiden hat, wird sich
erst mit den Jahren zeigen. Seit
kurzem besucht das Mädchen
den Kindergarten – das Verfah-
renzieht sichnunschonvierein-
halb Jahre hin.

Einvernahmennichtals
Beweis zugelassen
DieStaatsanwaltschaft erlitt am
Mittwoch gleich zu Prozessbe-
ginn einen herben Rückschlag:
DerVerteidigerderMutter stell-
teAnträge,umverschiedeneBe-
weismittel auszuschliessen. Sei-
ne Mandantin sei zu wenig klar
auf ihr Recht auf einen Anwalt
hingewiesenworden, beimVer-
hör sei sie massiv eingeschüch-
tert worden, und bei einem in-
formellen Gespräch mit einer
Polizistin habe man sie nicht
darüberaufgeklärt,dassdieAus-
sagen gegen sie verwendet wer-

den könnten. «Dass die Vertei-
digungversucht,dieVerwertbar-
keit der Beweise anzufechten,
zeigtdochnur,wiebelastenddie
Aussagen sind», erklärte der
Staatsanwalt. Doch die Richter
gaben der Verteidigung nach
einer halbstündigen Beratung
recht.Deshalb sindnundieEin-
vernahmeprotokolleunddasGe-
sprächzwischenderMutterund
der Polizistin nichtmehr als Be-
weise zugelassen.DieAussagen
vor Gericht, die Krankenakten
und ein Brief, den dieMutter an
dieStaatsanwaltschaft geschrie-
ben hat, sind alles, was bleibt.

Mutter:«DerVaterwarkalt
undemotionslos»
AnderVerhandlungerklärtedie
Mutter, der Vater sei ihr gegen-
über gewalttätig und dem Kind
gegenüberkalt undemotionslos
gewesen. Siedagegen sei nie ge-
stresst gewesen. «Meine Toch-
ter hat nur geweint, wenn sie
Hunger hatte, sie war ein sehr
ruhigesKind.» InderMutterrol-
le fühle sie sich sehrwohl, sie ge-
niesse jede Sekunde mit ihrer
Tochter. Das Kind ist in einem
Heim, die Mutter darf es zwei-
mal,derVatereinmalproWoche
besuchen. «Wie hat sich denn
der Vater um das Kind geküm-
mert?», will Gerichtspräsident
Thomas Meier wissen. «Am
Abend hat er ihr den Schoppen
gegebenund sie gewickelt.»Ob
derVater geduldig gewesen sei,
fragtMeierweiter. «Nicht so, er
war indieserZeit nervösundge-
stresst. In seiner Obhut hat sie
oft geweint, das hat sie den Tag
durch nicht gemacht.»

Die Staatsanwaltschaft
zeichnet ein ganz anderes Bild
der damals 20-jährigenMutter.
Diese sei überfordert gewesen,
die Schwiegereltern hätten De-
pressionen vermutet, und sie
habe unter hohem Erwartungs-
druckvonSeitenderFamiliege-
standen. «Sie suchte Aufmerk-
samkeit und Bestätigung», er-
klärtederStaatsanwalt.Möglich

sei ein Münchhausen-Stellver-
tretersyndrom. Bei dieser psy-
chischen Erkrankung erfinden
oder verursachen die Täter bei
ihrenOpfern,meistensKindern,
Symptome, um Mitleid und
Unterstützung aus ihrem Um-
feld zu bekommen. Die Mutter,
zudem sehr aufbrausend, habe
ihrenFreundauch schonwegen
Nichtigkeiten aus derWohnung
geschmissen und im Streit mit
Dingennach ihmgeworfen.Die
Verteidigung führtedagegen ins
Feld, es sei doch etwas gewagt,
eine psychische Erkrankung ins
Feldzu führen,wennmanselber
nicht vomFach sei.

DerVaterwill nichts
mitbekommenhaben
DerVater sagte vorGericht aus,
er habe das Kind nur selten be-
treut,weil erdenganzenTagge-
arbeitet habe. Dass seine Frau
überfordert war oder das Kind
häufigzumArztmusste, sei ihm
nicht aufgefallen. SeinVerteidi-
ger führte zudem im Plädoyer
aus, sein Mandant habe die
Misshandlung des Kindes un-
möglicherkennenkönnen:«Bei
den verschiedenen Arztbesu-
chenhabendieFachpersonen ja
auch nie eineMisshandlung er-
kannt. Wie hätte es ein medizi-
nischer Laie und unerfahrener
Vater erkennen sollen?» Auch
bestreitet der Vater und frühere
Partner, gegenüber seiner
Freundin gewalttätig gewesen
zu sein. Diese wirft ihm unter
anderem vor, er habe sie wäh-
rend ihrer Schwangerschaft
gegen denBauch getreten.

Während beide Verteidiger
für ihre Mandanten einen Frei-
spruch forderten, verlangt die
Staatsanwaltschaft eine teilbe-
dingte Freiheitsstrafe von drei
Jahren fürdieMutter. Sprich: Sie
müsste für mindestens ein hal-
bes Jahr ins Gefängnis. Für den
Vater ist einebedingteGeldstra-
fevon180Tagessätzenundeine
Busse gefordert. Die Urteils-
eröffnung istmorgen.

Justizaffäre:KantongibtUntersuchunginAuftrag

Der Leitende Oberstaatsanwalt Philipp Umbricht, Polizeikommandant Michael Leupold und Innendirektor Dieter Egli (von links) sind wichtige Figuren in der Aargauer Justizaffäre. Bild: Fabio Baranzini (Aarau, 7. Mai 2021)

ANZEIGE

KommteineSolarpflicht
fürNeubautendochnoch?
Energiegesetz «Kantone pla-
nen Solar-Zwang für alle Haus-
besitzer». So titelte der «Tages-
Anzeiger» einen Artikel über
Pläne der kantonalen Energie-
direktoren.Demnach seiendie-
se einstimmig für die Auswei-
tung der Solarpflicht von Neu-
bauten auf Altbauten.

Das aargauische Energiege-
setz, das 2020anderUrneganz
knappabgelehntwurde, enthielt
eine solche Eigenstromerzeu-
gungspflicht für Neubauten. In
einer Neuauflage des Gesetzes,
die eben ineinerAnhörungwar,
wirddarauf verzichtet,weil die-
se Pflicht ein Hauptargument
der siegreichen Gegner war.
Aber kommt der Kanton jetzt
dochaufdieSolarpflicht zurück?

«Dazukönnenwir zum jetzigen
Zeitpunkt keine Stellung neh-
men», sagt Giovanni Leardini,
SprecherdesBaudepartements.
Manwerde indennächstenWo-
chen die Anhörungsantworten
analysieren.Dieeingegangenen
Stellungnahmen gingen hier
zumTeil sehr starkauseinander.
Danach werde man eine Bot-
schaft zuhanden des Regie-
rungsrates ausarbeiten.«Allfäl-
lige Änderungen gegenüber
demAnhörungsvorschlag»wer-
de man kommunizieren, wenn
die Regierung die Botschaft an
den Grossen Rat beschliesse.
Möglich ist aber auch, dass das
Bundesparlament bald eine So-
larpflicht beschliesst. Das gälte
dannauch fürdenAargau. (mku)

Fall Burger: Strafanzeige von Polizist
allein oder Kantonspolizei eingereicht?
LeitenderOberstaatsanwalt PhilippUmbricht und
ausserordentlicher StaatsanwaltMarco Amstutz uneinig.

Am9. Juni 2021 reichte Roland V. (Name
geändert), einOffizierderKantonspolizei
Aargau (Kapo), eine Strafanzeige gegen
Simon Burger ein. Der Polizist warf dem
Leiter der Staatsanwaltschaft Zofingen-
KulmunteranderemAmtsmissbrauchvor.
Ein ausserordentlicher Staatsanwalt hat
entschieden, die Anzeige nicht weiterzu-
verfolgen.DerOffizier, dernichtmehrbei
der Kapo arbeitet, hat dies angefochten –
derEntscheiddesObergerichts steht aus.

Die Anzeige, die auf Briefpapier der
Kapoeingereichtwurde, beschäftigt auch
diePolitik.Dabei geht esumdieFrage, ob
derPolizist alleinoder imNamenderKan-
tonspolizei agiert hat. Der Regierungsrat
hielt dazu fest, derdamaligePolizeioffizier
habe die Anzeige eigenständig einge-
reicht, dennoch sei«der Status vonAmts-
und Privatperson vermischt worden».

PolizeikommandantundLeitender
OberstaatsanwaltbesprachenAnzeige
DieFrage,werdieAnzeigeeinreichte,war
Thema auf höchster Ebene in den Straf-
verfolgungsbehörden. Dies geht aus der
Antwort derRegierungauf einenVorstoss
von SVP-Fraktionschefin Désirée Stutz
hervor. Demnach teilte Polizeikomman-
dant Michael Leupold dem Leitenden
Oberstaatsanwalt Philipp Umbricht tele-
fonisch mit, «dass es sich nicht um eine
Anzeige derKantonspolizei alsOrganisa-
tion handle». Umbricht bestätigte Leu-
pold amTelefon, «dass der Polizeioffizier
als individueller Anzeigeerstatter identi-
fiziert worden sei, nicht die Kantonspoli-
zei als Organisation».

SVP-Grossrätin Stutz weist in einem
neuenVorstoss vomDienstag darauf hin,

dassder ausserordentlicheBerner Staats-
anwalt Marco Amstutz, der die Vorwürfe
gegen Burger untersuchte, die Anzeige-
Frage anders beurteilte. Er war der An-
sicht, dieAnzeige sei vonderKantonspoli-
zei eingereicht worden. In seiner Verfü-
gung, überdiedieAZberichtete, heisst es:
«Mit StrafanzeigederKantonspolizeiAar-
gau, datiert auf den 9.6.2021.»

SVP-FraktionschefinsiehtVerstoss
gegendieStrafprozessordnung
Grossrätin Stutz will wissen, wie diese
unterschiedlicheEinschätzung zu Stande
kommt: «Wieso war für den Leitenden
Oberstaatsanwalt klar, dass es sich nicht
um eine Anzeige der Polizei handelte,
während der ausserordentliche Staatsan-
walt die Anzeige genau gegenteilig auf-
fasst?» Stutz fragt vor diesem Hinter-
grund,«wiesodieOberstaatsanwaltschaft
ihre Auffassung, wonach es sich nicht um
eine Anzeige der Kantonspolizei handel-
te, nicht sofort andenausserordentlichen
Staatsanwalt weitergeleitet hat».

Zudemfragt die SVP-Politikerin,wes-
halb ausgerechnet die wichtige telefoni-
scheAbsprachezwischenPolizeikomman-
dant und Oberstaatsanwaltschaft nicht
mittels Aktennotiz protokolliert worden
sei. Die Abgrenzung und Abklärung, wer
Anzeigeerstatter ist, gehören aus ihrer
Sicht«zweifelsfrei zueiner vorgenomme-
nenErhebung,welche zudokumentieren
ist». Dass dies nicht geschah, sieht Dési-
rée Stutz als Verletzung der Strafprozess-
ordnung. Diese verlange, «dass alle rele-
vanten prozessualen Vorgänge sowie alle
vorgenommenenErhebungenaktenmäs-
sig registriert werdenmüssen». (fh)

NEIN zur unnötigen
Tierhaltungsinitiative

tierhaltungsinitiative-nein.ch

Mehr Importe
statt regionale
Lebensmittel?
Marianne Binder-Keller, Nationalrätin,
Präsidentin Die Mitte Aargau
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